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Vorwort

Im Rahmen des Fonds für integrierte Grenzverwaltung hat das Europäische Parlament und der
Rat der Europäischen Union für den Zeitraum vom 1. Januar 2021 bis zum 31. Dezember 2027
das Instrument für finanzielle Hilfe im Bereich Grenzverwaltung und Visumpolitik (BMVI)
eingerichtet (Verordnung (EU) 2021/1060 und Verordnung (EU) 2021/1148.

Ziel  des  BMVI  ist  es,  ein  starkes  und  wirksames  europäisches  integriertes  europäisches
Grenzmanagement   an   den   Außengrenzen   der   Union   sicherzustellen,   um   so   zur
Gewährleistung eines hohen Maßes an innerer Sicherheit innerhalb der Union beizutragen,
gleichzeitig  den  freien  Personenverkehr  innerhalb  der  Union  zu  wahren  und  dabei  die
internationalen  Verpflichtungen  der  Union  und  ihrer  Mitgliedstaaten  uneingeschränkt
einzuhalten.

Das BMVI soll zur Erreichung der folgenden zwei spezifischen Ziele beitragen:

1. Unterstützung eines wirksamen integrierten europäischen Grenzmanagements an
den  Außengrenzen,  das  von  der  Europäischen  Grenz-  und  Küstenwache  in
gemeinsamer  Verantwortung  mit  den  für  das  Grenzmanagement  zuständigen
nationalen   Behörden   umgesetzt   wird,   um   rechtmäßige   Grenzübertritte   zu
erleichtern,  illegale  und  grenzüberschreitende  Einwanderung  zu  verhindern,
Kriminalität aufzudecken und Migrationsbewegungen effektiv zu steuern.

2. Unterstützung der gemeinsamen Visumpolitik, um ein harmonisiertes Vorgehen
bei der Visaerteilung und Erleichterung rechtmäßiger Reisen bei gleichzeitiger
Vermeidung von Migrations- und Sicherheitsrisiken zu gewährleisten.

Das Instrument wird im Rahmen der geteilten Mittelverwaltung auf Ebene der Mitgliedstaten
auf Grundlage eines Nationalen Programms umgesetzt. Die erste Version dieses Nationalen
Programmes wurde am 19. Juli 2022 der EU-Kommission vorgelegt und am 24. November
2022 von der EU-Kommission angenommen. Für die unmittelbare Umsetzung des Nationalen
Programms  wurde  mit  Erlass  vom  24.  April  2023  eine  Verwaltungsbehörde  (und  eine
Prüfbehörde) beim Bundespolizeipräsidium in Potsdam eingerichtet, die gem. Artikel 72 der
Verordnung  (EU)  2021/1060  unter  anderen  die  Aufgabe  der Vorhabenauswahl  hat.  Die
Vorhabenauswahl richtet sich nach Artikel 73 der Verordnung (EU) 2021/1060 und basiert auf
einem vom Begleitausschuss genehmigten Konzept zur Vorhabenauswahl (Artikel 40 (2) a)
der Verordnung (EU) 2021/1060).

1. Direkt Vergabe

Gemäß dem Erwägungsgrund (60) der VO (EU) 2021/1060 können die Auswahlverfahren der
Vorhaben wettbewerblich oder nicht wettbewerblich erfolgen. Wie bereits in der vorherigen
Förderperiode wird die Verwaltungsbehörde BMVI (VB) in der Förderperiode 2021-2027 die
Auswahl   der   Projekte   nicht   wettbewerblich,   sondern   im   Rahmen   der   sogenannten
Direktvergabe durchführen. Diese Form der Vergabe wird angewendet, da die Begünstigten
eine gesetzliche Monopolstellung innehaben und daher als einzige Stellen für die jeweilige
Projektdurchführung in Frage kommen. Durch den Verwaltungsaufbau in Deutschland sind

3



für  die  Durchführungsmaßnahmen  des  Nationalen  Programms  ausschließlich  öffentliche
Behörden zuständig. Nachfolgend einige Beispiele:

 Für die Wahrnehmung von Grenzschutzaufgaben hat in Deutschland grundsätzlich die
Bundespolizei  eine  rechtliche  Monopolstellung  inne.  Ihr  obliegt  per  Gesetz  der
grenzpolizeiliche Schutz des Bundesgebietes (Grenzschutz).

Mit den Bundesländern Bayern und Hamburg hat die Bundesrepublik Deutschland
jedoch  Verwaltungsabkommen  geschlossen,  aufgrund   derer  die  genannten
Bundesländer den Schutz der Grenzen im Auftrag des Bundes als eigene Aufgabe
wahrnehmen. In diesen Verwaltungsabkommen ist die Zusammenarbeit zwischen der
Bundespolizei  und  der  Polizei  des  jeweiligen  Landes  geregelt.  Hierbei  sind  die
Länderpolizeien gehalten, die Aufgabe des Grenzschutzes im Rahmen der durch die
Bundespolizei  erteilten  fachlichen  Weisungen  wahrzunehmen.  Das
Bundesministerium des Innern vertreten durch das Bundespolizeipräsidium übt in
dieser Konstellation die Fachaufsicht aus.

 Das  Bundeskriminalamt  fungiert  in  Deutschland  als  Zentralstelle  der  deutschen
Polizei. Im Kontext des Schengener Informationssystem (SIS) ist es bspw. nicht nur für
deren  Fortentwicklung  zuständig,  sondern  durch  die  Einrichtung  der  nationalen
Zentralstelle  SIRENE  auch  für  den  nationalen  und  internationalen
Nachrichtenaustausch im Kontext des SIS.

 Das Auswärtige Amt ist als einzige nationale Behörde z.B. für die Einrichtung und
Unterhaltung von Konsularstellen zuständig.

Aufgrund dieser per Gesetz (de jure) vorliegenden Besonderheit sind auch nur die betroffenen
öffentlichen Behörden antragsberechtigt.

2. Finanzhilferahmenvereinbarung

Auf Grundlage der Direktvergabe wird zu Beginn der jeweiligen Projektumsetzung mit dem
potentiellen Begünstigten  eine  Finanzhilferahmenvereinbarung  (FHRV) für  den  gesamten
Förderzeitraum geschlossen.

In dieser FHRV werden die allgemeinen Rechte und Pflichten geregelt, die sich aus den
wesentlichen  Rechtsgrundlagen  -insbesondere  den  VO  (EU)  2021/1060  und  VO  (EU)
2021/1148- für den Begünstigten und die Verwaltungsbehörde ergeben. In der FHRV wird
auch die Achtung der Charta der Grundrechte der Europäischen Union (GRC) als rechtlich
verbindliche Bedingung für den Erhalt der Förderung erklärt. Relevante Grundrechte betreffen
insbesondere die Nichtdiskriminierung (Art. 21 GRC), die Gleichheit von Frauen und Männern
(Art. 23 GRC), Integration von Menschen mit Behinderung (Art. 26 GRC), den Umweltschutz
(Art. 37 GRC), den Schutz personenbezogener Daten (Art. 8 GRC) sowie das Recht auf einen
wirksamen Rechtsbehelf und eines unparteiischen Gerichts, einschließlich des Rechts auf
rechtliches Gehör (Art. 47 GRC) und die Verpflichtung der Verwaltung, ihre Entscheidungen zu
begründen (Art. 41 GRC).
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Des  Weiteren  beinhaltet  die  FHRV  den  vereinbarten,  maximalen  Förderbetrag,  der  dem
jeweiligen  Begünstigten  -abgeleitet  aus  dem  Nationalen  Programm-  für  den  gesamten
Förderzeitraum zur Verfügung steht.

Damit verfügt der potentielle Begünstigte zu einem frühestmöglichen Zeitpunkt über ein
Dokument, welches die allgemeinen und grundsätzlichen Bedingungen enthält, die mit einer
Förderung verbunden sind.

3. Datenaustausch und -verarbeitung (IT-System für die Innenfonds = ITSI)

Im Vergleich zu vorherigen Förderperiode ISF (2014 bis 2020) erfolgt die Fondverwaltung in
dieser   Förderperiode   über   das   IT-System   ITSI.   Es   dient   als   Plattform   für   den
Kommunikations-  und  Datenaustausch  zwischen   den  Begünstigten  und  der
Verwaltungsbehörde. Neben der Projektantragstellung durch die potentiellen Begünstigten
erfolgt   über   das   IT-System   ITSI   die   Dokumentation   sämtlicher   projektrelevanter
Informationen  insbesondere  die  Projektauswahl,  die  Projektbegleitung   und  die
Ergebnisbewertung nebst Verwendungsnachweisprüfung.

Das IT – System (ITSI) erfüllt damit ein wichtiges Element zur Qualitätssicherung. Durch
programmierte  Plausibilitätsprüfungen  werden  die  Prozesse  der  Vorhabenauswahl
systemseitig  validiert,  überwacht,  gesteuert  und  dokumentiert.  Durch  Pflichtfelder  und
systemseitige   Validierungen   der   Antragsbearbeitung   ist   die   Vereinheitlichung   und
Gleichbehandlung   bei   der   Vorhabenauswahl   gewährleistet.   Zudem   werden   sämtliche
Prüfschritte  der  VB  aber  auch  Stellungnahmen   und  Kommunikationsverläufe/
Abstimmungsprozesse der Antragsteller nachvollziehbar und revisionssicher dokumentiert. So
kann bereits aus dem System heraus jederzeit nachvollzogen werden, ob, wann, durch wen
und welche Änderungen an Dokumenten/Informationen vorgenommen wurden.

4. Projektantragsprüfung/Prüfkriterien

Nachdem  zwischen  der  VB  und  dem  jeweiligen  potentiellen  Begünstigten  eine  FHRV
abgeschlossen wurde, kann ein Projektantrag über das IT-System ITSI an die VB gestellt
werden.  Neben  den  formellen  Angaben  wie  u.a.  Name  des  Projekts,  Förderzeitraum,
Ansprechpartner für die Projektumsetzung oder Bankverbindung beschreibt der Antragsteller
sein Vorhaben in fachlich-inhaltlicher Hinsicht. Dabei muss er auch seine Maßnahmen zur
Einhaltung der Grund- und Menschenrechte sowie der Grundsätze zur Wirtschaftlichkeit und
Nachhaltigkeit darstellen. Zur Sicherstellung der Projektumsetzung enthält der Antrag auch
Angaben zum Projekt- und Qualitätsmanagement.

Auf   Grundlage   der   im   Antrag   gemachten   Angaben   stellt   die   VB   im   Rahmen   der
Antragsprüfung fest, ob nachfolgende Kriterien (Artikel 73 Absatz 2 VO (EU) 2021/1060)
erfüllt sind:

Das beantragte Vorhaben

 fällt in den Geltungsbereich des BMVI;
 steht mit dem Nationalem Programm in Einklang;
 kann zu einem konkreten Interventionsbereich des Fonds zugeordnet werden;
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1;
 beinhaltet ein angemessenes Projektmanagement zur Sicherstellung der Qualität und

Termintreue bei der Projektdurchführung;
 weist Indikatoren auf, die eine Messbarkeit der Ergebnisse und Zwischenergebnisse

ermöglichen;
 ist von der FHRV in sachlicher und finanzieller Hinsicht erfasst;
 steht in Einklang mit den Strategien und Planungsdokumenten, die für die Erfüllung

der grundlegenden Voraussetzungen festgelegt wurden;
 gewährleistet ein optimales Verhältnis zwischen der Höhe der Unterstützung, den

unternommenen Aktivitäten und dem Erreichen der Ziele (Wirtschaftlichkeit);
 verfügt in Fällen von Infrastrukturinvestitionen oder produktiven Investitionen über

die   notwendigen   finanziellen   Mittel   und   Mechanismen,   um   Betriebs-   und
Instandhaltungskosten abzudecken;

 wurde  einer  Umweltverträglichkeitsprüfung  oder  einem  Screening  –  Verfahren
unterzogen, wenn es in den Geltungsbereich der Richtlinie 2011/92/EU fällt;

 wird im gültigen Rechtsrahmen durchgeführt, auch wenn es bereits vor Einreichung
des Antrags auf Förderung angelaufen ist;

 ist nicht Gegenstand einer mit Gründen versehenen Stellungnahme der Kommission in
Bezug auf eine Vertragsverletzung nach Artikel 258 AEUV, die die Rechtmäßigkeit und
Ordnungsmäßigkeit der Ausgaben oder die Leistung der Vorhaben gefährdet;

 ist klimaverträglich, insbesondere wenn es sich um Infrastrukturinvestitionen mit einer
erwarteten Lebensdauer von mindestens fünf Jahren handelt.

Wählt die Verwaltungsbehörde ein Vorhaben von strategischer Bedeutung aus (Artikel 73
Absatz 5 VO (EU) 2021/1060), so setzt sie die Kommission binnen eines Monats in Kenntnis
und stellt ihr alle relevanten Informationen zu diesem Vorhaben zur Verfügung

Bei  Antragstellung  erklärt  der  jeweilige  potentielle  Begünstigte  die  Kenntnisnahme  der
Informationen  zur  Wahrung  der  Charta  und  -sofern  zutreffend-  die  Weitergabe  dieser
Informationen  an  Teilnehmende  des  Vorhabens.  Die  Erklärung  beinhaltet  zudem  die
Information,  dass  Verletzungen  der  Charta  im  Zusammenhang  mit  der  Umsetzung  des
beantragten   Vorhabens   zu   einer   teilweisen   oder   vollständigen   Rückforderung   der
Fördermittel führen können.

Bereits bei der Programmierung des IT-Datensystems ITSI wurden –soweit möglich und
sinnvoll- formelle Prüfungen einbezogen. Dadurch ist es möglich, bereits im Rahmen der
Antragstellung bestimmte formelle Kriterien systematisch zu validieren, um so zu verhindern,
dass der Antrag unvollständige oder unrichtige Angaben in Teilen enthält. In diesen Fällen
erhält  der  Projektantragsteller  entweder  eine  Fehlermeldung  mit  der  Aufforderung  zur
Korrektur   oder   eine  Warnmeldung   mit   der   Aufforderung,   eine   Begründung   für   die
Abweichung anzugeben. Die Begründung wird anschließend durch die VB geprüft.

1 Die Förderfähigkeit der Ausgaben im Speziellen ist in dem Förderhandbuch für das BMVI ausführlich
beschrieben.
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 leistet einen wirksamen Beitrag zum Erreichen der spezifischen Ziele;
 basiert auf einen angemessenen Terminplan zur Erreichung des Ziels/der Ziele;
 basiert auf einen ausführlichen Finanzplan, der den förderfähigen Maßnahmen gem.

Anhang III, IV und VII der VO (EU) 2021/1148 entspricht;
 beinhaltet Kosten, die gem. nationalem Förderhandbuch zum BMVI förderfähig sind



Die   nicht   systemisch   validierbaren   Kriterien   werden   im   Rahmen   der   Prüfung   der
eingegangenen Projektantragsdaten geprüft. Die Ergebnisse der Prüfungen werden in einer
standardisierten Checkliste im IT-System ITSI vermerkt und nachvollziehbar dokumentiert.

Der Projektantrag wird angenommen, wenn alle genannten Kriterien erfüllt sind.  Soweit
Klärungsbedarf zu den gemachten Angaben besteht, können ergänzende Informationen bzw.
Ergänzungsanträge  sowie  überarbeitete  Anträge  gestellt  werden.  Die  Ablehnung  eines
Antrags erfolgt, wenn ein Prüfkriterium trotz Rückfragen, ergänzenden Informationen und
Ergänzungsanträge (überarbeitete Anträge) unerfüllt bleibt.

Der Antragsteller wird über die Ablehnung seines Antrages informiert und die Gelegenheit zur
Stellungnahme gegenüber der Verwaltungsbehörde eingeräumt.

5. Projektvereinbarung

Nach Annahme eines Projektantrages wird eine Projektvereinbarung abgeschlossen. In dieser
Projektvereinbarung werden konkrete, auf das spezifische Projekt bezogene Einzelheiten wie
Maßnahmen innerhalb des Projektes, Zeitplan, Indikatoren, verantwortliche Projektbeteiligte,
Projektergebnisse   sowie   die   Höhe   der   Finanzhilfe   für   das   entsprechende   Projekt
aufgenommen.   Die   abgeschlossene   Projektvereinbarung   bildet   die   Grundlage   und
Berechtigung für den projektspezifischen Finanzmittelabruf.

Mit den Dokumenten Finanzhilferahmenvereinbarung und Projektvereinbarung liegen dem
Begünstigten  alle  Informationen  vor,  die  rund  um  das  Vorhaben  für  eine  Förderung
erforderlich und hilfreich sind.

6. Qualitätssicherung

Zur Qualitätssicherung sind für alle Prozesse -auch des Auswahlverfahrens-  ein „4-Augen-
Prinzip“ vorgesehen. Die erste Antragsprüfung erfolgt durch einen Sachbearbeiter des Teams
Projektadministration (PA). Anschließend erfolgt eine „Wiederholungsprüfung“ durch einen
zweiten   Sachbearbeiter  aus   dem   Team   Projektadministration  oder   Grundsatz   (1.
Qualitätssicherung).

Verfahrensweg a) Wird das Prüfergebnis durch die 1. Qualitätssicherung bestätigt, erfolgt die
Weiterleitung des Antrages nebst Votum zum Leiter der VB (zugl. Auswahlentscheidung).

Verfahrensweg b) Werden durch die 1. Qualitätssicherung Unstimmigkeiten festgestellt, wird
dem  ersten  Sachbearbeiter  Projektadministration  der  Vorgang  zur  Nachprüfung
zurückgesandt.  Der  überarbeitete  Vorgang  wird  dann  wieder  der  1.  Qualitätssicherung
zugestellt. Wenn darauf die 1. Qualitätssicherung keine Unstimmigkeiten mehr feststellt,
erfolgt   die   Weiterleitung   des   Antrages   nebst   Votum   zum   Leiter   der   VB   (zugl.
Auswahlentscheidung).

Verfahrensweg  c)  Bestehen  die  Unstimmigkeiten  zwischen  dem  Sachbearbeiter
Projektadministration und der 1. Qualitätssicherung weiter fort, erhält der Leiter Grundsatz
den Vorgang, um ein Votum abzugeben (2. Qualitätssicherung). Dieses Votum erhält der Leiter
der VB zur abschließenden Entscheidung (zugl. Auswahlentscheidung).
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Auch die Verfahrensschritte zur Qualitätssicherung erfolgen in dem IT-System ITSI und sind
somit unveränderbar und auf unbestimmte Zeit nachvollziehbar.
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